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Gesamte Rechtsvorschrift fur Verpackungsverordnung 2014, Fassung vom 03.04.2019

Langtitel

Verordnung des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft iber die
Vermeidung und Verwertung von Verpackungsabféallen und bestimmten Warenresten
(Verpackungsverordnung 2014)

StF: BGBI. 11 Nr. 184/2014 [CELEX-Nr. 32013L0002]

Praambel/Promulgationsklausel

Aufgrund der 88 14, 23 Abs. 1 und 36 des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 (AWG 2002), BGBI. |
Nr. 102/2002, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 193/2013, wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister flir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft verordnet:

Text

1. Abschnitt
Allgemeines

Ziele

8 1. Ziele dieser Verordnung sind

1. die Wiederverwendung von Verpackungen und Vermeidung von Verpackungsabfallen und —
sofern diese Abfélle nicht vermeidbar sind — die Vorbereitung zur Wiederverwendung, das
Recycling und andere Formen der Verwertung solcher Abfélle, um die zu beseitigende
Abfallmasse zu verringern und

2. die Beschrénkung der Verwendung von gefahrlichen Stoffen in Verpackungen, um einen Beitrag
zum Schutz der Gesundheit der Menschen, zur Abwehr von Gefahren fir die natlrlichen
Lebensbedingungen von Tieren oder Pflanzen oder fir den Boden und zur umweltgerechten
Verwertung und Beseitigung von Verpackungsabfallen zu leisten.

Geltungsbereich

§2. (1) Diese Verordnung gilt fur in Osterreich in Verkehr gesetzte Verpackungen und alle
Verpackungsabfélle, unabhéngig davon, ob sie in der Industrie, im Handel, in der Verwaltung, im
Gewerbe, im Dienstleistungsbereich, in Haushalten oder anderswo anfallen und unabhé&ngig von den
Materialien, aus denen sie bestehen.

(2) Im Falle des Fernabsatzes im Sinne des § 5a des Konsumentenschutzgesetzes (KSchG), BGBI.
Nr. 140/1979, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 50/2013, durch einen Versandhandler, der
keinen Sitz oder keine Niederlassung in Osterreich hat, unterliegen auch die nach Osterreich gelieferten
Verpackungen und die in weiterer Folge anfallenden Verpackungsabfélle dem Geltungsbereich der
Verordnung.

(3) Diese Verordnung gilt fir in Osterreich in Verkehr gesetztes Einweggeschirr und -besteck.
Begriffsbestimmungen

8§ 3. Im Sinne dieser Verordnung ist oder sind
1. ,Verpackungen“ aus verschiedenen Packstoffen hergestellte Packmittel, Packhilfsmittel oder
Paletten zur Aufnahme, zum Schutz, zur Handhabung, zur Lieferung und zur Darbietung von
Waren. Der Begriff Verpackungen wird zusétzlich durch die nachstehenden Kriterien bestimmt.
Die in Anhang 2 angefiihrten Gegensténde sind Beispiele fur die Anwendung dieser Kriterien.
a) Gegenstande gelten als Verpackungen, wenn sie der oben genannten Begriffsbestimmung
entsprechen, unbeschadet anderer Funktionen, die die Verpackung mdglicherweise ebenfalls
erfullt, es sei denn,
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aa) der Gegenstand ist integraler Teil eines Produkts, der zur Umschliefung, Unterstiitzung
oder Konservierung dieses Produkts wahrend seiner gesamten Lebensdauer benétigt wird,
und

bb) alle Komponenten sind flr die gemeinsame Verwendung, den gemeinsamen Verbrauch
oder die gemeinsame Behandlung bestimmt.

b) Gegensténde, die dafiir konzipiert und bestimmt sind, in der Verkaufsstelle beftllt zu werden,
und Einwegartikel, die in befiilltem Zustand abgegeben werden oder dafiir konzipiert und
bestimmt sind, in der Verkaufsstelle befullt zu werden, gelten als Verpackungen, sofern sie
eine Verpackungsfunktion erfllen.

¢) Verpackungskomponenten und Zusatzelemente, die in eine Verpackung integriert sind, gelten
als Teil der Verpackung, in die sie integriert sind. Zusatzelemente, die unmittelbar an einem
Produkt h&ngen oder befestigt sind und eine Verpackungsfunktion erfullen, gelten als
Verpackungen, es sei denn, sie sind integraler Teil des Produkts und alle Komponenten sind
fur den gemeinsamen Verbrauch oder die gemeinsame Behandlung bestimmt.

2. ,Packmittel“ Erzeugnisse, die dazu bestimmt sind, Waren oder Giiter fiir Verkehrs-, Lager-,
Transport-, Versand- oder Verkaufszwecke zu umschlieRen oder zusammenzuhalten.

3. ,,Packhilfsmittel“ Erzeugnisse, die zum Zweck der Verpackung zusammen mit Packmitteln
insbesondere zum Verpacken, VerschlieRen, Versandfertigmachen und zur Kennzeichnung einer
Ware oder eines Gutes dienen.

4. , Transportverpackungen™ Verpackungen, die dazu dienen, Waren oder Giiter entweder vom
Hersteller bis zum Vertreiber oder auf dem Weg Uber den Vertreiber bis zur Abgabe an den
Letztverbraucher vor Schaden zu bewahren, oder die aus Griinden der Sicherheit des Transports
verwendet werden.

5. ,,Verkaufsverpackungen* Verpackungen, die vom Letztverbraucher oder einem Dritten in dessen
Auftrag bis zum Verbrauch oder bis zum Gebrauch der Waren oder Guter, insbesondere als
Tréger von Gebrauchs- oder gesetzlich vorgeschriebenen Produktinformationen, verwendet
werden.

6. ,,Umverpackungen“ — soweit sie nicht unter Z 4 oder 5 fallen — Verpackungen, die entweder
zusétzlich um eine oder mehrere Verkaufsverpackungen angebracht sind oder Waren oder Giiter
umschlielRen, sofern sie nicht zB aus hygienischen oder produkttechnischen Griinden oder aus
Grinden der Haltbarkeit oder des Schutzes vor Beschédigung oder Verschmutzung flr die
Abgabe an den Letztverbraucher erforderlich sind.

7. ,,Serviceverpackungen Verpackungen wie Tragetaschen, Stanitzel, Sidckchen, Flaschen oder
&hnliche Umhillungen, sofern diese Verpackungen in einer technisch einheitlichen Form
hergestellt und Ublicherweise in oder im Bereich der Abgabestelle an den Letztverbraucher
befillt werden.

8. ,,Packstoffe” Erzeugnisse, aus denen unmittelbar Packmittel oder Packhilfsmittel oder Paletten
hergestellt werden aus folgenden Materialien:

a) Papier, Karton, Pappe und Wellpappe;

b) Glas;

¢) Holz;

d) Keramik;

e) Metalle;

f) textile Faserstoffe;

g) Kunststoffe;

h) Getréankeverbundkarton geméf Z 25;

i) sonstige Materialverbunde geméR Z 26;

j) sonstige Packstoffe, insbesondere auf biologischer Basis.

9. ,,Wiederverwendung™ eine derselben Zweckbestimmung entsprechende mehrfache Befiillung
oder Verwendung von Verpackungen. Bei Verpackungen, die zur Wiederverwendung bestimmt
sind, hat die Zahl der Umlaufe mdglichst jener zu entsprechen, die nach Beschaffenheit der
Verpackung technisch méglich sowie produkt- und packmittelspezifisch ublich ist.

10. ,,Recycling” gemél der Definition des § 2 Abs. 5 Z 7 AWG 2002 zu verstehen.
11. ,,organische Verwertung* die aerobe Behandlung (biologische Verwertung) oder die anaerobe

Behandlung (Biogaserzeugung) — tber Mikroorganismen und unter Kontrolle — der biologisch
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12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21,

22,

23.

24,
25.

26.

abbaubaren Bestandteile von Verpackungsabfallen mit Erzeugung von stabilisierten organischen
Rickstanden oder von Methan.

thermische Verwertung“ die Verwendung von brennbarem Verpackungsabfall zur
Energieerzeugung durch direkte Verbrennung mit oder ohne Abfall anderer Art, jedenfalls mit
Rickgewinnung der Warme. Fiir Verbrennungsanlagen, deren Zweck die Behandlung fester
Siedlungsabfélle ist, ist jedenfalls das Effizienzkriterium gemaR dem Verwertungsverfahren R1
im Anhang 2 des AWG 2002 einzuhalten.

,Inverkehrsetzen entweder

a) der Import von Serviceverpackungen oder von verpackten Waren oder Giitern nach Osterreich
und im Fall eines Eigenimporteurs gemals Z 20 der Import von allen Verpackungen oder

b) in allen anderen Fallen die erwerbsmafige Ubergabe einer Verpackung oder von Waren oder
Gitern in Verpackungen in Osterreich an eine andere Rechtsperson einschlieBlich des
Fernabsatzes geméaRi § 2 Abs. 2.

Ein bloRes Transportieren im Auftrag einer anderen Person gilt nicht als Inverkehrsetzen.

Hersteller von Serviceverpackungen* jede Person mit Sitz oder Niederlassung in Osterreich, die
unabhéngig von der Vertriebsmethode Serviceverpackungen herstellt und erstmals in Osterreich
gewerblich in Verkehr setzt.

,Importeur von Serviceverpackungen* jede Person mit Sitz oder Niederlassung in Osterreich, die
unabhéngig von der Vertriebsmethode, einschliellich des Fernabsatzes im Sinne des
§ 5a KSchG, Serviceverpackungen importiert und erstmals in Osterreich gewerblich in Verkehr
setzt.

LImporteur von verpackten Waren oder Giitern“ jede Person mit Sitz oder Niederlassung in
Osterreich, die unabhéngig von der Vertriebsmethode, einschlieRlich des Fernabsatzes im Sinne
des § 5a KSchG, Waren oder Giiter in Verpackungen, importiert und erstmals in Osterreich
gewerblich in Verkehr setzt.

,,Abpacker” jede Person mit Sitz oder Niederlassung in Osterreich, die Waren oder Giiter in
Verpackungen abfullt, abpackt oder mit Verpackungen in Verbindung bringt, um sie zu lagern
oder abzugeben.

. Vertreiber jede Person mit Sitz oder Niederlassung in Osterreich, die Verpackungen oder
verpackte Waren oder Glter gleichgiltig auf welcher Vertriebsstufe, auch im Wege des
Versandhandels, in Verkehr setzt.

»Letztverbraucher” jeder Verbraucher in Sinne des KSchG und jede Person mit Sitz oder
Niederlassung in Osterreich, die Verpackungen, Waren oder Giter in Verpackungen zu ihrem
Ge- oder Verbrauch erwirbt oder importiert.

.Eigenimporteur” ein Letztverbraucher, der Waren oder Giiter in Verpackungen fiir den Betrieb
seines Unternehmens aus dem Ausland erwirbt und bei dem diese Verpackungen im
Unternehmen als Abfall anfallen.

,.Marktanteil*“ der Prozentsatz, der das Verhiltnis der von den Teilnehmern eines Sammel- und
Verwertungssystems in Osterreich in Verkehr gesetzten oder zum Eigengebrauch importierten
und von diesem Sammel- und Verwertungssystem gemeldete Masse an Verpackungen einer
Sammelkategorie zur insgesamt von allen Sammel- und Verwertungssystemen gemeldeten
Massen dieser Sammelkategorie definiert.

»,Sammelkategorie” eine Gruppe von Verpackungen aus einem oder mehreren Packstoffen, die
im Anhang 5 festgelegt wird.

,,Tarifkategorie” eine Gruppe von Verpackungen aus einem oder mehreren Packstoffen, die im
Anhang 5 festgelegt wird.

,,GroBanfallstellen* Betriebsstétten, die im Register gemal § 16 Abs. 1 eingetragen sind.

,,Getrinkeverbundkarton® eine geschlossene Verpackung fiir fliissige oder pastdse Nahrungs-
oder Genussmittel, die aus einer dauerhaften, vom Letztverbraucher nicht leicht trennbaren
Kombination (zB verklebt, verleimt, verschweif3t) von zwei oder mehreren unterschiedlichen
Packstoffen besteht, wobei das Trégermaterial Papier, Pappe oder Karton ist. Ein Verschlu® gilt
als Bestandteil des Getrankeverbundkartons.

»Sonstige Materialverbunde® generell dauerhafte, vom Letztverbraucher nicht leicht trennbare
Kombinationen (zB verklebt, verleimt, verschweift, vernietet, verpresst) von zwei oder mehreren
unterschiedlichen Packstoffen, wenn der hauptsachlich verwendete Packstoff unter 80
Gewichtsprozent des Materialverbunds betrégt und diese Kombinationen nicht unter die Z 25
fallen; ist ein Packstoff Kunstoff oder ein Packstoff auf biologischer Basis, liegt ein
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Materialverbund vor, wenn der Kunstoff oder der Packstoff auf biologischer Basis unter 95
Gewichtsprozent des Materialverbunds betragt. Beidseitig beschichtetes Papier und ein- oder
beidseitig mit Paraffin oder Wachs beschichtetes oder impragniertes Papier gilt jedenfalls als
Materialverbund. Kraftpapiersdcke fur einen Fillgutinhalt von mindesten 15kg und einem
Papieranteil von mindestens 70 Gewichtsprozent gelten nicht als sonstige Materialverbunde.

Anforderungen an Verpackungen

8 4. (1) Verpackungen sind so herzustellen und in Verkehr zu setzen, dass sie den grundsétzlichen
Anforderungen des Anhangs 1 entsprechen.

(2) Das Inverkehrsetzen von Verpackungen, deren Konzentration 100 Gewichts-ppm an Blei,
Kadmium, Quecksilber und Chrom VI in Summe Ubersteigt, ist, sofern es sich nicht um solche aus
Bleikristall handelt, nicht zuléssig. Werden Ausnahmen gemdl Art. 11 Abs. 3 der Richtlinie 94/62/EG
Uber Verpackungen und Verpackungsabfalle, ABI. Nr. L 365 vom 31.12.1994 S 10, im Amtsblatt der
Europdischen Union verlautbart, ergeht dariiber eine gesonderte Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt,
welche die Verbindlichkeit dieser Ausnahmen zur Folge hat.

(3) Andere Rechtsvorschriften, die Anforderungen an bestimmte Verpackungen stellen oder wonach
Verpackungen einer besonderen Behandlung zugefiihrt werden miissen, bleiben durch diese Verordnung
unberihrt.

Recyclingquoten

§5. (1) Es sind in jedem Kalenderjahr insgesamt folgende Anteile der in Osterreich in Verkehr
gesetzten Masse der jeweiligen Packstoffe in eine Recyclinganlage nach dem Stand der Technik
einzubringen:

1. Papier, Karton, Pappe und Wellpappe 60%
2. Glas 60%
3. Metalle 50%
4. Kunststoffe 22,5%
5. Holz 15%
6. Getrankeverbundkarton 25%
7. sonstige Materialverbunde 15%

Bei der Berechnung der Quote flr Kunststoffe darf nur Material eingerechnet werden, das durch
Recycling wieder zu Kunststoff wird.

(2) Verpackungsabfélle, die aus der Europaischen Union ausgeflhrt werden, dirfen nur dann bei der
Berechnung der in Abs. 1 festgelegten Anteile beriicksichtigt werden, wenn

1. der Verpflichtete nachweist, dass die Verwertung, insbesondere das Recycling, unter
Bedingungen erfolgt ist, die im Wesentlichen denen entsprechen, die in den einschlégigen
unionsrechtlichen Vorschriften vorgesehen sind, und

2. die Ausfuhr entsprechend den unionsrechtlichen Abfallverbringungsvorschriften ordnungsgemar
erfolgt.

Forderung von Mehrwegverpackungen

§ 6. (1) Abweichend von § 8, 8 10 Abs. 2, 5 und 7 sowie § 11 sind

1. nachweislich bepfandete Packmittel und Paletten, die jeweils zur Wiederverwendung bestimmt
sind (Mehrwegverpackungen)

2. Verpackungen, die zur Wiederverwendung bestimmt sind und bei einer Lieferung im direkten
Austausch zwischen Lieferanten und Kunden den Besitzer wechseln, ohne dass bei diesem
Vorgang ein Pfandbetrag verrechnet wird, und

3. die mit diesen Packmitteln gemeinsam in Verkehr gesetzten Packhilfsmittel, wie Verschllsse und
Etiketten, sofern die Masse dieser Packhilfsmittel insgesamt nicht mehr als 5 Masseprozent der
Mehrwegverpackung betragt,

nicht von den in diesen Bestimmungen angefiihrten Verpflichtungen umfasst.

(2) Mehrwegverpackungen kénnen zur Unterscheidung von Einwegverpackungen mit Kennzeichen

fiir Mehrweg versehen werden.

(3) Die Massen der in einem Kalenderjahr erstmals befiillten und der als Abfall anfallenden und
verwerteten oder zur Verwertung ubergebenen Mehrwegverpackungen sind zumindest alle drei Jahre zu
erheben. Dies kann durch eine Studie erfolgen.
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(4) Fur das Kalenderjahr 2014 ist eine Meldung geméaRi § 6 Abs. 2 der Verpackungsverordnung 1996,
in der Fassung des BGBI. Nr. 648/1996 in der Fassung BGBI. 11 Nr. 364/2006, abzugeben.

Ausnahmebestimmung fiir bestimmte Verpackungen

8 7. Hersteller, Importeure, Abpacker, Vertreiber und Versandhéndler gemal § 13g Abs. 1 AWG
2002 von Verpackungen, die mit gefahrlichen Abféllen im Sinne des AWG 2002 oder mit Anhaftungen
in einer Weise verunreinigt sind, dass sie die Wiederverwendung oder Verwertung verhindern oder
unverhéltnisméRig erschweren, unterliegen hinsichtlich dieser Verpackungen nicht dem 8 8 dem § 10
Abs. 2,5und 7 und dem § 11.

2. Abschnitt
Pflichten flr Haushaltsverpackungen

Systemteilnahme

8 8. (1) Primarverpflichtete fur Verpackungen geméR § 13g Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5 AWG 2002 haben
hinsichtlich der von ihnen in Verkehr gesetzten Haushaltsverpackungen gemall § 13g Abs. 2 und 3 AWG
2002 an einem genehmigten Sammel- und Verwertungssystem fiir Haushaltsverpackungen teilzunehmen.
Ein Primérverpflichteter hat binnen zwei Monaten, nachdem er Haushaltsverpackungen erstmalig in
Verkehr gesetzt hat, einen Vertrag tber die Teilnahme abzuschliefRen.

(2) Nimmt eine vorgelagerte Vertriebsstufe an einem Sammel- und Verwertungssystem fir
Haushaltsverpackungen teil, entfallt die Teilnahmeverpflichtung des Priméarverpflichteten im jeweiligen
Umfang. Der Primarverpflichtete hat dies mit einer rechtsverbindlichen Erklarung des jeweiligen
vorgelagerten Herstellers, Importeurs, Abpackers oder Vertreibers, dass dieser fur die Erfillung der
Verpflichtung sorgt, nachzuweisen. Diese rechtsverbindliche Erklarung hat die Angabe des Sammel- und
Verwertungssystems, des Zeitraums und die Tarifkategorie sowie das Ausmal der Beteiligung zu
enthalten und ist zumindest jahrlich oder bei einer wesentlichen Anderung abzugeben und kann
insbesondere auf der jeweiligen Rechnung oder auf dem jeweiligen Lieferschein erfolgen.
Primarverpflichtete haben die an sie Ubermittelten rechtsverbindlichen Erkldrungen mindestens sieben
Jahre aufzubewahren und der Behdrde auf Verlangen vorzulegen.

(3) Teilnehmer, die hinsichtlich einer Tarifkategorie bei mehreren Sammel- und
Verwertungssystemen teilnehmen, missen vorab den jeweiligen Sammel- und Verwertungssystemen
nachvollziehbare Kriterien der Aufteilung der Teilnahmemassen bekannt geben.

(4) Ein Wechsel zwischen verschiedenen Sammel- und Verwertungssystemen oder die Anderung der
Kriterien der Aufteilung innerhalb einer Tarifkategorie gemaR Abs. 3 ist nur mit Ende eines
Kalenderquartals zulassig.

Sammel- und Verwertungssysteme fur Haushaltsverpackungen

89. (1) Sammel- und  Verwertungssysteme  fir  Haushaltsverpackungen  haben
Haushaltsverpackungen in den jeweils genehmigten Sammelkategorien entsprechend der geméR § 29b
Abs. 4 AWG 2002 veroffentlichten Marktanteile zu erfassen und unter Beriicksichtigung des Abs. 5 zu
recyclieren sowie, sofern dies nicht unverhaltnismaRig ist, thermisch zu verwerten. Sammel- und
Verwertungssysteme  flr  Haushaltsverpackungen sind  verpflichtet, im Rahmen ihres im
Genehmigungsbescheid festgelegten Wirkungsbereiches mit jedem im 8 8 genannten Verpflichteten
Vertrége abzuschlieRen, sofern dies dieser Verpflichtete wiinscht und dies sachlich gerechtfertigt ist.

(2) Die Einhebung der Mittel hat nach folgenden Grundséatzen zu erfolgen:

1. Sammel- und Verwertungssysteme fiir Haushaltsverpackungen haben allgemein giltige Tarife je
Tarifkategorie vorzusehen und zu verdffentlichen; dabei sind alle Vertragspartner gleich zu
behandeln; Rabatte sind nicht zulassig.

2. Die Tarife sind aufgrund einer nachvollziehbaren Kostenkalkulation so zu gestalten, dass die zu
erwartenden Kosten fur die im Kalenderjahr getrennt gesammelten sowie fir die gemeinsam mit
Siedlungsabféllen erfassten Haushaltsverpackungen einer Tarifkategorie einschlielich der
diesbeziiglichen Kosten der Sortierung und der Verwertung auf die insgesamt in demselben
Kalenderjahr in Verkehr gesetzte Masse der entsprechenden Tarifkategorie, hinsichtlich der eine
Teilnahme an dem System erfolgt, umgelegt werden.

3. Fur Teilnehmer, die im Kalenderjahr insgesamt nicht mehr als 1500 kg Haushaltsverpackungen
in Verkehr setzen, kénnen pauschale Lésungen angeboten werden, die die Teilnehmer alternativ
zu den Tarifen gemaR Z 1 in Anspruch nehmen kénnen. In der Vereinbarung gemal § 30a Abs. 3
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AWG 2002 kénnen Vorgaben fir die Berechnung der Pauschale und fir die Berticksichtigung in
der Meldung gemal § 29b Abs. 3 AWG 2002 festgelegt werden.

4. Sammel- und Verwertungssysteme fir Haushaltsverpackungen haben ihre Systemteilnehmer,
sofern sie nicht eine pauschale Ldsung gemaR Z 3 in Anspruch nehmen, zu verpflichten, die in
Verkehr gesetzten Verpackungsmassen je Tarifkategorie fir Haushaltsverpackungen bei einer
erwarteten jahrlichen Entgeltsumme fir alle Tarifkategorien

a) bis zu € 1 500,-- je Kalenderjahr,

b) von € 1 500,-- bis zu € 20 000,-- je Kalenderquartal und
C) tiber € 20 000,-- je Kalendermonat

an das Sammel- und Verwertungssystem zu melden.

5. Sammel- und Verwertungssysteme flir Haushaltsverpackungen haben sicherzustellen, dass
Retouren von Haushaltsverpackungen bei der Meldung der Verpackungsmassen durch den
Systemteilnehmer gegenverrechnet werden konnen, sofern diese Verpackungen nachweislich
wiederverwendet oder die verpackten Waren oder Giter exportiert wurden. Gleiches gilt fur
Haushaltsverpackungen, die nachweislich exportiert wurden.

(3) Sammel- und Verwertungssysteme fiir Haushaltsverpackungen haben beabsichtigte
Tarifdnderungen binnen angemessener Frist vor deren Geltung dem Bundesminister fur Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unter Anschluss der zu Grunde liegenden
Kalkulationsgrundlagen zu melden.

(4) Sammel- und Verwertungssysteme fur Haushaltsverpackungen haben ausreichende
Ubernahmekapazitaten fiir Haushaltsverpackungen in jeder Sammelregion zur Verfiigung zu stellen und
in jedem Kalenderjahr insgesamt zumindest folgende Anteile je Packstoff bezogen auf die
Teilnahmemasse aller Sammel- und Verwertungssysteme flir Haushaltsverpackungen im Rahmen der
getrennten Sammlung zu erfassen:

1. Papier, Karton, Pappe und Wellpappe 80%
2. Glas 80%
3. Metalle 50%
4. Kunststoffe 60%
5. Getrankeverbundkarton 50%
6. sonstige Materialverbunde 40%

Fur den Erfassungsanteil sind Fremdstoffe und Stoffe, die nicht dieser Verordnung unterliegen, nicht zu
beriicksichtigen.

(5) Sammel- und Verwertungssysteme fiir Haushaltsverpackungen haben die getrennt gesammelten
und die gemeinsam mit Siedlungsabfallen erfassten und in weiterer Folge aussortierten Verpackungen zu
verwerten, wobei in jedem Kalenderjahr zumindest folgende Anteile in eine Recyclinganlage nach dem
Stand der Technik einzubringen sind:

1. Papier, Karton, Pappe und Wellpappe 95%
2. Glas 100%
3. Metalle 100%
4. Kunststoffe 50%
5. Getrankeverbundkarton 60%
6. sonstige Materialverbunde 40%

Holz aus der getrennten Sammlung ist zumindest zu 15% in eine Recyclinganlage nach dem Stand der
Technik einzubringen. Fir den Recyclinganteil sind Fremdstoffe und Stoffe, die nicht dieser Verordnung
unterliegen, nicht zu beriicksichtigen. Sofern in der getrennten Sammlung mehrere Packstoffe gemeinsam
gesammelt werden, sind diese unabhdngig vom Genehmigungsumfang des Sammel- und
Verwertungssystems im Sinne des ersten Satzes zu verwerten, auBRer der Anteil des jeweiligen in § 3 Z 8
genannten Packstoffes in der getrennten Sammlung liegt unter 1% der Gesamtmasse dieser
Sammelfraktion.

(6) Sammel- und Verwertungssysteme fiir Haushaltsverpackungen haben zum Nachweis der
ordnungsgemafen Geschaftstatigkeit dem Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft jedenfalls jahrlich bis zum 10. April des darauf folgenden Jahres zu tibermitteln:

1. einen Nachweis Uber die jeweils getrennt gesammelten und die gemeinsam mit Restmill

erfassten  Verpackungsmassen und Uber die Verwertungsquoten der jeweiligen
Verpackungsmassen, und zwar gesamthaft nach Sammelkategorie, gegliedert nach
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Tarifkategorien und allfalligen Fehlwurfmassen, die Bezeichnung und Anschrift der
Verwertungsbetriebe sowie die im vergangenen Kalenderjahr vom jeweiligen Verwerter
Ubernommene Gesamtmasse sowie die Art der Verwertung, gegliedert in stoffliche, thermische
oder sonstige Verwertung; zum Nachweis der Verwertung sind Bestatigungen der
Verwertungsbetriebe (ber die tatséchlich erfolgte Verwertung der (bergebenen Massen der
Genehmigungsbehdrde auf Verlangen vorzulegen;

2. eine Aufstellung der Vertragsnehmer in elektronischer Form, inklusive Name, Anschrift,
Verpackungsmassen, gegliedert nach Tarifkategorien, und ob und in welchem Zeitraum und in
welchem AusmalR eine Teilnahme im Sinne des § 8 erfolgt;

3. die von ihren Teilnehmern gemeldeten jeweils in Osterreich im vorangegangenen Kalenderjahr
insgesamt in Verkehr gesetzten oder zum Eigengebrauch importierten Massen an
Haushaltsverpackungen je Tarifkategorie (Teilnahmemassen) und

4. einen Tétigkeitsbericht.

(7) Weiters haben Sammel- und Verwertungssysteme fiir Haushaltsverpackungen jahrlich bis
spatestens 10. September jedes Jahres einen Geschéftsbericht einschlieBlich des um den
Anhang erweiterten Jahresabschlusses Uber das vorangegangene Kalenderjahr an den Bundesminister fur
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu (bermitteln. Eine Anderung der
Eigentiimerstruktur oder eine beabsichtigte Anderung der Allgemeinen Geschaftsbedingungen ist
unverziglich dem Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu
melden.

(8) Sammel- und Verwertungssysteme fiir Haushaltsverpackungen haben als VVoraussetzung fur den
Betrieb ihres Systems jahrlich durch die Meldung gemaR Abs. 6 Z 3, jeweils flir das Kalenderjahr bis
10. April des Folgejahres, erstmals drei Jahre nach der Aufnahme ihrer Téatigkeit nachzuweisen, dass in
zumindest einer Sammelkategorie ein Marktanteil von mindestens 5% bezogen auf die jahrlich insgesamt
bei Sammel- und Verwertungssystemen teilnehmenden Massen an Haushaltsverpackungen der jeweiligen
Sammelkategorie erreicht wird. Wird dieser Marktanteil auch nach Setzung einer Nachfrist nicht erreicht,
hat der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft gemaR § 31 Abs. 2
Z 4 lit. b AWG 2002 die Genehmigung fur den Betrieb des Sammel- und Verwertungssystems mit Ablauf
des laufenden Kalenderquartals zu entziehen.

3. Abschnitt
Pflichten fir gewerbliche Verpackungen

Pflichten der Hersteller, Importeure, Abpacker und Vertreiber von gewerblichen Verpackungen

8 10. (1) Hersteller, Importeure, Abpacker und Vertreiber von gewerblichen Verpackungen sind
unbeschadet der zusétzlichen Verpflichtung des Letztvertreibers gemafR § 11 verpflichtet, die von ihnen in
Verkehr gesetzten gewerblichen Verpackungen nach Gebrauch unentgeltlich zuriickzunehmen, soweit sie
nicht nachweislich direkt an GroRanfallstellen (§3 Z 24) geliefert werden. Die im Kalenderjahr
zurlickgenommenen oder im Betrieb des Unternehmens anfallenden gewerblichen Verpackungen sind
spatestens bis zum Ende des darauffolgenden Kalenderjahres einem allenfalls vorgelagerten
Ricknahmeverpflichteten zurlickzugeben oder im Sinne des 8 3 Z9 wiederzuverwenden oder nach
Mallgabe des § 14 in Anlagen nach dem Stand der Technik zu verwerten (§ 3 Z 10 bis 12). Bei
gewerblichen Verpackungen aus unbehandeltem Holz ist auch eine Nutzung in genehmigten
Feuerungsanlagen zulassig. Hersteller, Importeure, Abpacker und Vertreiber von gewerblichen
Verpackungen haben diese, soweit sie nachweislich an GroRanfallstellen geliefert werden und dafiir keine
Teilnahme an einem Sammel- und Verwertungssystem erfolgt, dem Bundesministerium fir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft gegliedert nach Packstoffen und Masse spatestens drei
Monate nach Ablauf jedes Kalenderjahres flr das vorangegangene Kalenderjahr entsprechend Anhang 3
zu melden. Die diesbeziiglichen Aufzeichnungen sind dem Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft jederzeit auf Verlangen vorzulegen.

(2) Primarverpflichtete gemaR § 13g Abs. 1 Z 1 bis 3 AWG 2002 haben spétestens drei Monate nach
Ablauf jedes Kalenderjahres fiir das vorangegangene Kalenderjahr die in Verkehr gesetzte Masse an
gewerblichen Verpackungen (gegliedert nach Packstoffen) dem Bundesminister fur Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft entsprechend Anhang 3 zu melden. Die diesbeziiglichen
Aufzeichnungen sind dem Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
jederzeit auf Verlangen vorzulegen.

(3) Primérverpflichtete gemal § 13g Abs. 1 Z 1 bis 3 AWG 2002 kdnnen die Verpflichtungen gemar
Abs. 1 und 2 und § 14 an genehmigte Sammel- und Verwertungssysteme fur gewerbliche Verpackungen
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Ubertragen. In dem Umfang, in dem die in Abs. 2 genannten Verpflichteten nachweislich an einem
Sammel- und Verwertungssystem teilnehmen, gehen die Verpflichtungen auch fir die vorgelagerten und
nachfolgenden Vertriebsstufen auf den Betreiber dieses Systems (ber. Priméarverpflichtete gemaR § 13g
Abs. 1 Z 1 bis 3 AWG 2002 haben die nachfolgende Vertriebsstufe oder den Letztverbraucher Uber die
Teilnahme an einem Sammel- und Verwertungssystem fiir gewerbliche Verpackungen in geeigneter
Weise, einschlieBlich der Angabe des jeweiligen Sammel- und Verwertungssystems und der
Tarifkategorie, zumindest jahrlich oder bei einer wesentlichen Anderung zu informieren, wie
beispielsweise auf Bestell- oder Lieferpapieren.

(4) Vertreiber von gewerblichen Verpackungen haben die nachfolgende Vertriebsstufe oder den
Letztverbraucher Uber die Teilnahme des Priméarverpflichteten geméR § 13g Abs. 1 Z 1 bis 3 AWG 2002
in geeigneter Weise, einschlie3lich der Angabe des jeweiligen Sammel- und Verwertungssystems und der
Tarifkategorie, zumindest jahrlich oder bei einer wesentlichen Anderung zu informieren, wie
beispielsweise auf Bestell- oder Lieferpapieren.

(5) Hinsichtlich jener gewerblichen Verpackungen, fiir welche weder eine Ausnahme von der
Ricknahmepflicht hinsichtlich bestimmter Verpackungen gemdafR Abs. 1 oder den §8 6 oder 7 vorliegt,
noch nachweislich eine Teilnahme an einem dafiir genehmigten Sammel- und Verwertungssystem erfolgt,
haben die Primérverpflichteten gemdR § 13g Abs.1 Z1 bis 3 AWG 2002 und alle nachfolgenden
Vertriebsstufen nachweislich

1. MalRnahmen fiir die Riicknahme der von ihnen in Verkehr gesetzten gewerblichen Verpackungen
zu treffen,

2. samtliche im Kalenderjahr von ihnen in Verkehr gesetzten gewerblichen Verpackungen, die nicht
geméaR 8§ 3 Z 9 nachweislich wiederverwendet werden, zuriickzunehmen und nach MaRgabe des
814 zu verwerten; dieser Ricknahme ist auch entsprochen, wenn ein nachfolgender
Verpflichteter diese Verpackungen nach MaRgabe des 8 14 verwertet und dies dem
Primérverpflichteten schriftlich mitgeteilt wird; der Nachweis tiber die Rucknahme ist gegliedert
nach Packstoffen (8§ 3 Z 8) jahrlich zu fiihren und ist gemaR § 22 elektronisch tber das Register
geméR §22 AWG 2002 dem Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft unter Einhaltung der im Anhang 3 festgelegten Angaben zu melden,

3. durch geeignete MalRnahmen, wie insbesondere durch einen Vermerk auf der gewerblichen
Verpackung, sicherzustellen, dass die Letztverbraucher der gewerblichen Verpackungen tber die
Rickgabe sowie die entsprechenden Riickgabemdglichkeiten informiert werden.

(6) Abweichend von Abs. 3 kann im Fall, dass die Primérverpflichteten geméaR § 13g Abs. 1 Z 1 bis
3 AWG 2002 nicht an einem Sammel- und Verwertungssystem teilnehmen, auch ein ihm vorgelagerter
oder nachfolgender Hersteller, Importeur, Abpacker oder Vertreiber an einem Sammel- und
Verwertungssystem teilnehmen. In diesem Fall hat der Teilnehmende dem Priméarverpflichteten einen
Nachweis in Form einer rechtsverbindlichen Erklarung Uber die Teilnahme zu Ubermitteln. Diese
rechtsverbindliche Erklarung hat die Angabe des Sammel- und Verwertungssystems, des Zeitraums und
die Tarifkategorie sowie das AusmaR der Beteiligung zu enthalten und ist zumindest jéhrlich oder bei
einer wesentlichen Anderung abzugeben und kann insbesondere auf der jeweiligen Rechnung oder auf
dem jeweiligen Lieferschein erfolgen. Abs. 3 gilt sinngemaR. Die Priméarverpflichteten geméall § 13g
Abs.1 Z1 bis 3 AWG 2002 haben die an sie Ubermittelten Nachweise mindestens sieben Jahre
aufzubewahren und der Behdrde auf VVerlangen vorzulegen.

(7) Soweit die Primérverpflichteten gemal §13g Abs.1 Z1 bis 3 AWG 2002 die
Ricknahmeverpflichtungen des Abs.5 Z 2 nicht zu 100% erfillt haben, haben sie hinsichtlich der
Differenzmasse zwischen dem tatséchlich erreichten Ricklauf und 100% der in Verkehr gesetzten
gewerblichen Verpackungsmasse binnen drei Monaten nach Ablauf jedes Kalenderjahres rickwirkend
gesamthaft an einem dafiir genehmigten Sammel- und Verwertungssystem teilzunehmen.

Letztvertreiber

8 11. (1) Wer gewerbliche Verpackungen auch an Letztverbraucher abgibt (Letztvertreiber), hat
jedenfalls fir diese Verpackungen entweder nachweislich an einem Sammel- und Verwertungssystem
teilzunehmen oder MalRnahmen im Sinne des § 10 Abs. 5 zu setzen, soweit nicht bereits ein vorgelagerter
Hersteller, Importeur, Abpacker oder Vertreiber nachweislich fur die jeweils (ibergebenen gewerblichen
Verpackungen an einem Sammel- und Verwertungssystem teilnimmt und dies schriftlich bestatigt. Fur
einen Letztvertreiber, der an eine GroRanfallstelle liefert, gilt 8§ 10 Abs. 1.

(2) Als Nachweis gilt die rechtsverbindliche Erklarung des jeweiligen vorgelagerten Herstellers,
Importeurs, Abpackers oder Vertreibers, dass dieser im erklarten AusmafR fir die Erflillung der
Verpflichtung sorgt. Diese rechtsverbindliche Erkldrung hat zumindest j&hrlich oder bei einer
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wesentlichen Anderung zu erfolgen und kann inshbesondere auf der jeweiligen Rechnung oder auf dem
jeweiligen Lieferschein erfolgen. Dabei sind jene gewerblichen Verpackungen nach Packstoffen und
Masse auszuweisen, fur die keine Inanspruchnahme eines Sammel- und Verwertungssystems erfolgt.
Letztvertreiber haben die an sie tibermittelten rechtsverbindlichen Erklarungen mindestens sieben Jahre
aufzubewahren und der Behdrde auf VVerlangen vorzulegen.

Kleinstabgeber
8§ 12. Abweichend von den 88 10 Abs. 2 bis 6 und § 11 unterliegen Vertreiber und Abpacker von
gewerblichen Verpackungen nicht den Verpflichtungen geméR § 10 Abs. 5 und § 11, sofern nachweislich
1. ein Gesamtjahresumsatz von € 730 000,-- nicht iberschritten wird oder

2. keine der folgenden Mengenschwellen der im Kalenderjahr insgesamt in Verkehr gesetzten
Verpackungen uberschritten wird:

Packstoff Mengenschwelle
Papier, Pappe, Karton, Wellpappe 300 kg
Glas 800 kg
Metalle 100 kg
Kunststoffe 100 kg
Holz 100 kg
alle Uibrigen Packstoffe insgesamt 50 kg

Dies gilt jedoch nicht fur die von Herstellern oder Importeuren in Verkehr gesetzten gewerblichen
Serviceverpackungen, fir die von Abpackern erstmals eingesetzten gewerblichen Verpackungen, die
keine Serviceverpackungen sind, und fur die von Importeuren in Verkehr gesetzten gewerblichen
Verpackungen der von ihnen importierten Waren oder Giiter. Die Verpflichtungen gemaR § 10 Abs. 1
bleiben fur Kleinstabgeber bestehen.

Sammel- und Verwertungssysteme flir gewerbliche Verpackungen

8§ 13. (1) Sammel- und Verwertungssysteme fir gewerbliche VVerpackungen haben

1. im Rahmen ihres im Genehmigungsbescheid festgelegten Wirkungsbereiches mit jedem in den
8810, 11 und 17 genannten Verpflichteten Vertrdge abzuschlieBen, sofern dies dieser
Verpflichtete wiinscht und dies sachlich gerechtfertigt ist,

2. die Ubernahme von gewerblichen Verpackungen
a) bei ihren Ubergabestellen

b) von Sammelpartnern, die eine GeschaftsstraBenentsorgung fiir Papierverpackungen
durchfiihren

entsprechend ihrem Marktanteil sicherzustellen und

3. die Ubernommenen Verpackungen unter Berlicksichtigung des Abs. 5 zu recyclieren sowie,
sofern dies nicht unverhaltnismagig ist, thermisch zu verwerten.

(2) Die Einhebung der Mittel hat nach folgenden Grundsétzen zu erfolgen:

1. Sammel- und Verwertungssysteme fir gewerbliche Verpackungen haben allgemein giltige
Tarife je Tarifkategorie vorzusehen und zu verdffentlichen; dabei sind alle Vertragspartner gleich
zu behandeln; Rabatte sind nicht zul&ssig.

2. Die Tarife sind aufgrund einer nachvollziehbaren Kostenkalkulation so zu gestalten, dass die zu
erwartenden Kosten fir Sammlung und Verwertung, einschlieBlich allfalliger Sortierkosten, der
im Kalenderjahr gesammelten gewerblichen Verpackungen einer Tarifkategorie auf die
insgesamt in demselben Kalenderjahr in Verkehr gesetzte Masse der entsprechenden
Tarifkategorie, hinsichtlich der eine Teilnahme an dem System erfolgt, umgelegt werden;

3. Fur Teilnehmer, die im Kalenderjahr insgesamt nicht mehr als 1500 kg gewerbliche
Verpackungen in Verkehr setzen, kdnnen pauschale L&dsungen angeboten werden, die die
Teilnehmer alternativ zu den Tarifen gemdR Z 1 in Anspruch nehmen koénnen. In der
Vereinbarung gemal § 30a Abs. 3 kdnnen Vorgaben fur die Berechnung der Pauschale und fir
die Beriicksichtigung in der Meldung geméaR § 29d Abs. 2 AWG 2002 festgelegt werden.

4. Sammel- und Verwertungssysteme flr gewerbliche Verpackungen haben ihre Systemteilnehmer,
sofern sie nicht eine pauschale Ldsung geméR Z 3 in Anspruch nehmen, zu verpflichten, die in
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Verkehr gesetzten Verpackungsmassen je Tarifkategorie fur gewerbliche Verpackungen bei einer
erwarteten jahrlichen Entgeltsumme fir alle Tarifkategorien

a) bis zu € 1 500,-- je Kalenderjahr,

b) von € 1 500,-- bis zu € 20 000,-- je Kalenderquartal und
C) tiber € 20 000,-- je Kalendermonat

an das Sammel- und Verwertungssystem zu melden.

(3) Sammel- und Verwertungssysteme fiir gewerbliche Verpackungen haben beabsichtigte
Tarifanderungen binnen angemessener Frist vor deren Geltung dem Bundesminister fir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unter Anschluss der zu Grunde liegenden
Kalkulationsgrundlagen zu melden.

(4) Sammel- und Verwertungssysteme fur gewerbliche Verpackungen haben ein Verzeichnis jener
betrieblichen Anfallstellen und Ubergabestellen zu fithren, von denen gewerbliche Verpackungsabflle
Gbernommen werden. Die jeweils (bernommenen Verpackungsmassen sind, soweit mdglich nach
Tarifkategorien gegliedert, laufend aufzuzeichnen. Diese Aufzeichnungen sind zumindest sieben Jahre
aufzubewahren und dem Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
jedenfalls jahrlich bis zum 10. April des darauf folgenden Jahres sowie jederzeit auf Verlangen
vorzulegen.

(5) Sammel- und Verwertungssysteme fiir gewerbliche Verpackungen haben zumindest folgende
Anteile je Packstoff bezogen auf jene Verpackungsmasse, hinsichtlich der eine Teilnahme an diesem
System besteht, in jedem Kalenderjahr zu erfassen:

1. Papier, Karton, Pappe und Wellpappe 90%
2. Glas 90%
3. Metalle 60%
4. Kunststoffe 85%
5. Holz 25%
6. sonstige Materialverbunde 40%

Fur den Erfassungsanteil sind Fremdstoffe und Stoffe sowie Verpackungen, die nicht dieser Verordnung
unterliegen, nicht zu bertcksichtigen.

(6) Sammel- und Verwertungssysteme flr gewerbliche Verpackungen haben zum Nachweis der
ordnungsgemélen Geschéaftstatigkeit dem Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft jedenfalls jahrlich bis zum 10. April des darauf folgenden Jahres zu tibermitteln:

1. einen Nachweis Uber die jeweiligen Sammelmassen je Tarifkategorie, den jeweiligen
Erfassungsgrad und die Verwertungsquote der gesammelten Verpackungsmasse bezogen auf jene
Verpackungsmasse, hinsichtlich der eine Teilnahme an diesem System besteht, und zwar
gesamthaft nach Tarifkategorien und allfalligen Fehlwurfmassen, die Bezeichnung und Anschrift
der Verwertungsbetriebe sowie die im vergangenen Kalenderjahr vom jeweiligen Verwerter
tbernommene Gesamtmasse sowie die Art der Verwertung, gegliedert in stoffliche, thermische
oder sonstige Verwertung; zum Nachweis der Verwertung sind Bestdtigungen der
Verwertungsbetriebe Uber die tatsdchlich erfolgte Verwertung der tbergebenen Massen der
Genehmigungsbehdrde auf Verlangen vorzulegen;

2. eine Aufstellung der von den jeweiligen betrieblichen Anfallstellen gemal § 29d Abs. 3 AWG
2002 abgeholten und von den jeweiligen Ubergabestellen fur die Sammelregionen
ubernommenen Verpackungsmassen, gegliedert nach Tarifkategorien;

3. eine Aufstellung der Vertragsnehmer in elektronischer Form, inklusive Name, Anschrift,
Branche, Verpackungsmassen, gegliedert nach Tarifkategorien, und ob und in welchem Zeitraum
und in welchem Ausmal eine Teilnahme im Sinne des § 10 Abs. 7 erfolgt;

4. die von ihren Teilnehmern gemeldeten jeweils in Osterreich im vorangegangenen Kalenderjahr
insgesamt in Verkehr gesetzten oder zum Eigengebrauch importierten Massen an gewerblichen
Verpackungen je Tarifkategorie (Teilnahmemassen) und

5. einen Tatigkeitshericht.

(7) Weiters haben Sammel- und Verwertungssysteme fir gewerbliche Verpackungen jahrlich bis
spatestens 10. September jedes Jahres einen Geschaftsbericht einschlieflich des um den Anhang
erweiterten Jahresabschlusses Uber das vorangegangene Kalenderjahr an den Bundesminister fiir Land-
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu Gbermitteln. Eine Anderung der
Eigentiimerstruktur oder eine beabsichtigte Anderung der Allgemeinen Geschaftsbedingungen ist
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unverziglich dem Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu
melden.

Recycling von gewerblichen Verpackungen

8 14. Hersteller, Importeure, Abpacker und Vertreiber von gewerblichen Verpackungen sind —
soweit dies nicht unverhéltnismaRig ist (§ 1 Abs.2a Z1 AWG 2002) — verpflichtet, im Falle der
Verwertung die gemdl 8§10 Abs.1 zuriickgenommenen und die im Betrieb des Unternehmens
angefallenen Verpackungen je Packstoff nachweislich in jedem Kalenderjahr zu zumindest folgenden
Anteilen bezogen auf die Summe von gewerblichen Verpackungen in eine Recyclinganlage nach dem
Stand der Technik einzubringen:

1. Papier, Karton, Pappe und Wellpappe 95%
2. Glas 100%
3. Metalle 100%
4. Kunststoffe 75%
5. Holz 60%
6. sonstige Materialverbunde 40%

Keramik ist in eine Recyclinganlage nach dem Stand der Technik einzubringen. Diese Quoten gelten auch
fir Sammel- und Verwertungssysteme fur gewerbliche Verpackungen hinsichtlich der bernommenen
Verpackungsabfélle. Flr den Recyclinganteil sind Fremdstoffe sowie Stoffe und Verpackungen, die nicht
dieser Verordnung unterliegen, nicht zu beriicksichtigen.

GroRanfallstellen

8 15. (1) Inhaber von Betriebsstatten konnen die Eintragung in das GrofRanfallstellenregister (§ 14
Abs. 4 AWG 2002) beantragen, sofern zumindest eine der folgenden Mindestmassen an Verpackungen,
die im Rahmen und flr Zwecke dieses Betriebes anfallen, jeweils im Kalenderjahr iberschritten wird:

Mindestmassen je Packstoft im Kalenderjahr

Papier, Karton, Pappe und Wellpappe 80t
Glas 300t
Metalle 100 t
Kunststoffe 30t

Dem Antrag sind Daten Uber die zu erwartenden anfallenden Verpackungsmassen, gegliedert nach
Packstoffen, fir das nachstfolgende Kalenderjahr anzufiigen.

(2) Inhaber von GroRanfallstellen haben sicherzustellen, dass
1. eine innerbetriebliche Erfassung und Wiederverwendung oder Verwertung der anfallenden
Verpackungen gewdhrleistet ist und
2. entsprechende Meldungen gemaR Abs. 3 erfolgen.
Die anfallenden Verpackungen sind im Falle der Verwertung, soweit dies nicht unverhaltnismagig ist (§ 1
Abs. 2 AWG), zu recyceln.

(3) Inhaber von GroRanfallstellen haben spatestens drei Monate nach Ablauf jedes Kalenderjahres
flr das vorangegangene Kalenderjahr die als Abfall angefallenen und verwerteten oder zur Verwertung
Ubergebenen Verpackungen gegliedert nach Packstoffen dem Bundesminister fir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft gemé Anhang 3 zu melden.

Fuhrung des GroRanfallstellenregisters

8 16. (1) Der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat
aufgrund der Meldungen gemdR § 15 Abs. 1 ein Register der GroRanfallstellen anzulegen. Dieses
Register ist offentlich zuginglich. Die Rechtswirksamkeit der Eintragung, Anderung oder Streichung tritt
jeweils mit Beginn des néchstfolgenden Kalenderquartals ein.

(2) Stellt der Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
insbesondere aufgrund von Meldungen gemaR & 15 Abs. 1 und 3 fest, dass die VVoraussetzungen fiir eine
GroRanfallstelle nicht gegeben sind, so ist diese GroRanfallstelle nicht einzutragen oder aus dem
Verzeichnis fur GroRanfallstellen zu streichen. Eine Streichung kann auch auf Antrag erfolgen. Wird die
Eintragung als GrofRanfallstelle verweigert oder gestrichen, hat der Bundesminister fir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft dariiber auf Verlangen des Betroffenen mit Bescheid
abzusprechen.
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4. Abschnitt
Pflichten der Eigenimporteure
8 17. (1) Eigenimporteure von Haushaltsverpackungen oder von gewerblichen Verpackungen sind
verpflichtet, fir die von ihnen importierten Verpackungen
1. entweder
a) diese als Abfall anfallenden Verpackungen zu erfassen,

b) im Sinne des § 3 Z 9 wiederzuverwenden oder des § 3 Z 10 in Verbindung mit § 14 oder des
8 3Z 11 und 12 in Anlagen nach dem Stand der Technik nachweislich zu verwerten,

c¢) Aufzeichnungen gemal Anhang 3 zu flihren und dem Bundesminister fir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft jederzeit auf Verlangen vorzulegen und

d) dem Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft spatestens
drei Monate nach Ablauf jedes Kalenderjahres fiir das vorangegangene Kalenderjahr die
Meldung gemdal? Anhang 3 elektronisch im Wege des Registers zu Uibermitteln

oder
2. an einem diesbeziiglichen Sammel- und Verwertungssystem teilzunehmen.

(2) Abs. 1 gilt auch fir Einweggeschirr und —besteck.

5. Abschnitt
Einweggeschirr und -besteck

Rucknahmepflicht fur Einweggeschirr und -besteck

8 18. Hersteller und Importeure von Einweggeschirr und -besteck haben fir dieses die
Bestimmungen (iber Haushaltsverpackungen einzuhalten.

6. Abschnitt
Bestimmungen betreffend Letztverbraucher

Vermischungsverbot und Riickgaberecht

8 19. (1) Das Einbringen von

1. Verpackungen oder Einweggeschirr und -besteck in die nicht dafur vorgesehene getrennte
Sammlung von Verpackungen,

2. Verpackungen oder Einweggeschirr und -besteck, die mit Abfallen oder mit Anhaftungen in
einer Weise verunreinigt sind, sodass sie die Wiederverwendung oder Verwertung verhindern
oder unverhaltnismaRig erschweren, in die getrennte Sammlung von Verpackungen, und

3. anderen Abféllen, die nicht Verpackungen oder Einweggeschirr und -besteck sind, in die
getrennte Sammlung von Verpackungen

ist nicht zul&ssig.

(2) Abweichend von Abs. 1 Z 2 und 3 ist das Einbringen von Verpackungen oder Einweggeschirr
und -besteck oder anderen Abféllen in die getrennte Sammlung von Verpackungen dann zul8ssig, wenn
der Betreiber der Sammlung dem Einbringen ausdrucklich zustimmt.

(3) Bei Lieferung einer verpackten Ware an einen Letztverbraucher ist auf dessen Verlangen die
Transportverpackung unmittelbar nach ihrer Ubergabe oder bei einer nichsten Lieferung (Zug um Zug)
unentgeltlich zuriickzunehmen. Diese Verpflichtung kann nicht an ein Sammel- und Verwertungssystem
Ubertragen werden.

Information der Letztverbraucher

8§ 20. Sammel- und Verwertungssysteme haben die Letztverbraucher Gber den richtigen Umgang mit
Verpackungsabféllen  (Vermeidung,  Wiederverwendung und  getrennte  Sammlung), die
Ruckgabemdglichkeiten fur Letztverbraucher, die ZweckmaRigkeit einer ordnungsgemafen Riickgabe
von Verpackungsabféllen und die Verwertungsmdglichkeiten zu informieren. Diesbezugliche inhaltliche
Vorgaben des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sind in die
Vereinbarung mit der Verpackungskoordinierungsstelle aufzunehmen. Die bestehenden Strukturen der
kommunalen Abfallberatung sind einzubeziehen.
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7. Abschnitt
Schlussbestimmungen

Verpackungskommission

§21. (1) Zur Beratung des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft in sich aus der Vollziehung dieser Verordnung ergebenden Fragen, insbesondere bei der
Umsetzung von MalBnahmen zur Vermeidung und bei der Organisation der Sammlung und Verwertung
von Verpackungsabfallen wird eine Kommission beim Bundesministerium fur Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft eingerichtet.

(2) Die Kommission besteht aus je einem Vertreter
1. des Bundesministeriums fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft,
. des Bundesministeriums fur Wissenschaft, Forschung und Wirtschatft,
. des Bundesministeriums fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz,
. des Osterreichischen Gemeindebundes,
. des Osterreichischen Stadtebundes,
. der Wirtschaftskammer Osterreich,
. der Bundeskammer fur Arbeiter und Angestellte,
. der Prasidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Osterreichs und
. der Lander,
. des Fachverbands Abfall- und Abwasserwirtschaft,
11. der Abfallverbande.

(3) Der Kommission konnen je nach Bedarf auch weitere Sachverstdndige oder sonstige
Auskunftspersonen beigezogen werden.

(4) Den Vorsitz in der Kommission fuhrt der Vertreter des Bundesministeriums fur Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft.

(5) Die Bestellung und Abberufung der Mitglieder und des jeweiligen Ersatzmitgliedes der
Kommission obliegt dem Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft.
Fur die Bestellung und Abberufung des Vertreters des Bundesministeriums fur Wissenschaft, Forschung
und Wirtschaft oder des Vertreters des Bundesministeriums fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
bedarf es des Einvernehmens mit dem zustandigen Bundesminister. Die Vertreter der in Abs. 2 Z 4 bis 9
genannten Institutionen sind auf Vorschlag der durch sie vertretenen Stellen zu bestellen oder
abzuberufen. Der Kommission dirfen Personen, die in einem rechtlichen oder faktischen Naheverhaltnis
zu einem Sammel- und Verwertungssystem stehen, nicht angehdéren.

(6) Die Kommission ist beschlussfahig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemal geladen wurden und
mindestens die Halfte anwesend ist. Beschlusse bediirfen der einfachen Stimmenmehrheit. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Minderheitsvoten sind dem Beschluss der
Kommission beizuflgen.

(7) Die Sitzungen der Kommission sind vom Vorsitzenden nach Bedarf einzuberufen. Jede der in
Abs. 2 genannten Institutionen hat das Recht, die Einberufung einer Sitzung zu beantragen; in diesem Fall
hat der Vorsitzende unverziglich eine Sitzung einzuberufen, die binnen zwei Wochen stattzufinden hat.

(8) Die Beratungen und die diesen zugrundeliegenden Unterlagen sind vertraulich. Die Mitglieder
der Kommission dirfen ein als solches bezeichnetes Geschéfts- oder Betriebsgeheimnis, das ihnen in
dieser Eigenschaft anvertraut worden oder zugénglich geworden ist, wahrend der Dauer ihrer Bestellung
und auch nach Erléschen ihrer Funktion nicht offenbaren oder verwerten.

(9) Uber die Ergebnisse der Beratungen ist ein Protokoll zu erstellen. Die Protokollfiihrung obliegt
dem Bundesministerium fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft.

(10) Die naheren Bestimmungen Uber die Geschaftsfiihrung sind in einer durch die Kommission zu
beschlieRenden Geschéftsordnung zu regeln.

Elektronische Meldungen

§22. (1) Die in den §9 Abs.6 Z3und §13 Abs.6 Z4 hinsichtlich der im Kalenderjahr zu
meldenden Massen, und die in § 10 Abs. 1, Abs. 2 und Abs.5Z 2, § 15 Abs. 3und § 17 Abs. 1 Z 1 lit. d
festgelegten Meldungen haben elektronisch lber das Register gemaR § 22 AWG 2002 zu erfolgen. Fir
diese Meldungen sind die vom Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft zur Verfgung gestellten Schnittstellen oder Webformulare zu verwenden.
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(2) Die Meldungen der Sammel- und Verwertungssysteme gemal § 29b Abs. 3 und § 29d Abs. 2
und 3 AWG 2002 haben elektronisch (iber das Register gemal § 22 AWG 2002 zu erfolgen.

(3) Der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat bei der
Erfillung des 8§29b Abs.4 und §29d Abs.4 AWG 2002 die in Anhang 4 genannten Vorgaben
einzuhalten.

Umsetzung von Unionsrecht

§ 23. Mit dieser Verordnung werden

1. die Richtlinie 94/62/EG iber Verpackungen und Verpackungsabfalle, ABI. Nr.L 365 vom
31.12.1994 S 10,

2. die Richtlinie 2004/12/EG zur Anderung der Richtlinie 94/62/EG iiber Verpackungen und
Verpackungsabfélle, ABI. Nr. L 47 vom 18.02.2004 S 26, und

3. die Richtlinie 2013/2/EU zur Anderung von Anhang | der Richtlinie 94/62/EG uber
Verpackungen und Verpackungsabfélle, ABI. Nr. L 37 vom 8.02.2013 S 10

umgesetzt.

Notifikation

8§ 24. Diese Verordnung wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie 98/34/EG (ber ein
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der VVorschriften fir
die Dienste der Informationsgesellschaft, ABI. Nr. L 204 vom 21.07.1998 S 37, in der Fassung der
Richtlinie 98/48/EG, ABI. Nr.L217 vom 05.08.1998 S 18, notifiziert (Notifikationsnummer:
2013/567/A).

Ubergangsbestimmungen

8§ 25. (1) Die Verpflichtungen gemal der §8 3, 4, 8 und 15a VerpackVO 1996, BGBI. Nr. 648/1996,
in der Fassung der Verordnung BGBI. Il Nr. 364/2006, bleiben fur Verpackungen, die vor dem 1. Janner
2015 in Verkehr gesetzt wurden, aufrecht. Hiebei sind auch die Bestimmungen gemal der 8§ 5, 6, 7, 10
und 10a VerpackVO 1996, BGBI. Nr. 648/1996, in der Fassung der Verordnung BGBI. 11 Nr. 364/2006,
anzuwenden.

(2) Die Verpflichtungen gemaR der 8 16 VerpackVO 1996, BGBI. Nr. 648/1996, in der Fassung der
Verordnung BGBI. 11 Nr. 364/2006, sind flir Einweggeschirr und —besteck, das vor dem 1. Janner 2015 in
Verkehr gesetzt wurde, weiter anzuwenden.

(3) Sammel- und Verwertungssysteme haben die Nachweise und Berichte (ber das Kalenderjahr
2014 gemdl § 11 Abs. 8 und 9 VerpackVO 1996, BGBI. Nr. 648/1996, in der Fassung der Verordnung
BGBI. Il Nr. 364/2006, an den Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft zu Ubermitteln.

Inkrafttreten und Auferkrafttreten
8 26. (1) Soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt, tritt
1. diese Verordnung mit 1. Jdnner 2015 in Kraft und

2. die VerpackVO 1996, BGBI. Nr. 648/1996, in der Fassung der Verordnung BGBI. Il
Nr. 364/2006, mit Ablauf des 31. Dezember 2014 auer Kraft.

(2) Mit dem der Kundmachung folgenden Tag tritt

1. § 3 Z 1 und Anhang 2 dieser Verordnung in Kraft und

2. 8§82 Abs.1 und 1a, 87 Abs.1 und die Anlagenla und 2 der VerpackVO 1996, BGBI.
Nr. 648/1996, in der Fassung der Verordnung BGBI. Il Nr. 364/2006, auRer Kraft.

Anhang 1

Anforderungen an Verpackungen

Nach MaRgabe von gemédR Art.9 und 10 der Richtlinie 94/62/EG Uber Verpackungen und
Verpackungsabfalle zu erlassenden Normen haben Verpackungen folgenden grundsétzlichen
Anforderungen zu geniigen. Uber diese Normen ergeht jeweils eine gesonderte Bekanntmachung im
Bundesgesetzblatt, die deren Verbindlichkeit zur Folge hat:
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1. Anforderungen an die Herstellung und Zusammensetzung von Verpackungen

— Verpackungen sind so herzustellen, dass das Verpackungsvolumen und -gewicht auf das
Mindestmal3 begrenzt werden, das zur Erhaltung der erforderlichen Sicherheit und Hygiene des
verpackten Produkts und zu dessen Akzeptanz fiir den Verbraucher angemessen ist.

— Verpackungen sind so auszulegen, zu fertigen und zu vertreiben, dass ihre Wiederverwendung
oder -verwertung, einschlieflich des Recyclings, méglich ist und ihre Umweltauswirkungen bei
der Beseitigung von Verpackungsabfallen oder von bei der Verpackungsabfallbewirtschaftung
anfallenden Riickstanden auf ein Mindestmaf beschrankt sind.

— Verpackungen sind so herzustellen, dass schadliche und gefahrliche Stoffe und Materialien in
Verpackungen oder Verpackungsbestandteilen auf ein MindestmaRl beschrankt sind, was ihr
Vorhandensein in Emissionen, Asche oder Sickerwasser betrifft, wenn die Verpackungen oder
Ricksténde aus der Entsorgung oder VVerpackungsabfélle verbrannt oder deponiert werden.

2. Anforderungen an die Wiederverwendbarkeit von Verpackungen

Nachstehende Anforderungen mussen gleichzeitig erfillt sein:

— Die physikalischen Eigenschaften und Merkmale der Verpackung missen unter den
normalerweise vorhersehbaren Verwendungsbedingungen ein mehrmaliges Durchlaufen des
Wirtschaftskreislaufes ermdglichen;

—die gebrauchte Verpackung muss im Hinblick auf die Einhaltung der Gesundheits- und
Sicherheitsbedingungen fur die betroffenen Arbeitnehmer verarbeitet werden kénnen;

— die Anforderungen an die Verwertbarkeit der Verpackung nach Beendigung ihrer Verwendung,
dh. als Abfall, mussen erfillt sein.

3. Anforderungen an die Verwertbarkeit von Verpackungen
a) Recycling:
Die Verpackungen miissen so gefertigt sein, dass ein bestimmter Gewichtsprozentsatz der
verwendeten Materialien bei der Herstellung handelsfahiger Produkte recycliert werden kann,
wobei die in der Gemeinschaft geltenden Normen einzuhalten sind. Die Festsetzung dieses
Prozentsatzes kann je nach Art des Materials, aus dem die Verpackung besteht, variieren.

b) Verwertung in Form der thermischen Verwertung:

Verpackungsabfélle, die zum Zweck der thermischen Verwertung aufbereitet werden, miissen
eine Mindestverbrennungswarme haben, die auch beim niedrigsten Wert eine optimale
Energienutzung ermdglicht.

c) Verwertung in Form der biologischen Verwertung:

Zum Zwecke der biologischen Verwertung aufbereitete Verpackungsabfalle missen getrennt
gesammelt werden und so biologisch abbaubar sein, dass sie den Vorgang der biologischen
Verwertung nicht beeintréchtigen.

d) Biologisch abbaubare Verpackungen:

Biologisch abbaubare Verpackungsabfalle missen durch physikalische, chemische,
wérmetechnische oder biologische Prozesse so zersetzt werden kénnen, dass der Grofdteil des
Endproduktes sich in Kohlendioxid, Biomasse und Wasser aufspaltet.

4. Kennzeichnung

Verpackungen koénnen zur ldentifizierung des Materials mit den folgenden Nummern oder Abkirzungen
gekennzeichnet werden. Die Verwendung anderer Nummern und Abkirzungen zur ldentifizierung der
gleichen Materialien ist nicht zuléssig. Bei Abkirzungen sind jeweils GroRRbuchstaben zu verwenden.

a) Abkirzungen und Nummern fiir Kunststoffe
Polyethylenterephthalat: PET, 1

Polyethylen hoher Dichte: HDPE, 2
Polyvinylchlorid: PVC, 3

Polyethylen niedriger Dichte: LDPE, 4
Polypropylen: PP, 5

Polystyrol: PS, 6
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b) Nummern und Abkirzungen fiir Papier und Pappe
Wellpappe: PAP, 20

Sonstige Pappe: PAP, 21

Papier: PAP, 22

¢) Nummern und Abkirzungen fur Metalle
Stahl: FE, 40
Aluminium: ALU, 41

d) Nummern und Abkiirzungen fir Holzmaterialien
Holz: FOR, 50
Kork: FOR, 51

e) Nummern und Abkirzungen fur Textilien
Baumwolle: TEX, 60
Jute: TEX, 61

f) Nummern und Abkirzungen fur Glas
Farbloses Glas: GL, 70

Grines Glas: GL, 71

Braunes Glas: GL, 72

g) Nummern und Abkirzungen fir Verbundstoffe
Bei Verbundstoffen ist als Abkulrzung C/ und die Abkiirzung des Hauptbestandteils anzugeben.

Papier und Pappe/verschiedene Metalle: 80

Papier und Pappe/Kunststoff : 81

Papier und Pappe/Aluminium: 82

Papier und Pappe/Weil3blech: 83

Papier und Pappe/Kunststoff/Aluminium: 84

Papier und Pappe/Kunststoff/Aluminium/Weiblech: 85

Kunststoff/Aluminium: 90
Kunststoff/WeiRblech: 91
Kunststoff/verschiedene Metalle: 92

Glas/Kunststoff: 95
Glas/Aluminium: 96
Glas/WeilBblech: 97
Glas/verschiedene Metalle: 98

Anhang 2

Beispiele fiir Verpackungen gemal §3Z 1

1. Gegenstdnde gelten als Verpackungen, wenn sie der in § 3 Z 1 genannten Begriffsbestimmung
entsprechen, unbeschadet anderer Funktionen, die die Verpackung mdglicherweise ebenfalls erfillt,
es sei denn, der Gegenstand ist integraler Teil eines Produkts, der zur UmschlieBung, Unterstiitzung
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oder Konservierung dieses Produkts wahrend seiner gesamten Lebensdauer bendtigt wird, und alle
Komponenten sind fiir die gemeinsame Verwendung, den gemeinsamen Verbrauch oder die
gemeinsame Entsorgung bestimmt.

Beispiele fir dieses Kriterium
Gegenstande, die als VVerpackungen gelten

Schachteln fur SuRigkeiten

Klarsichtfolie um CD-Hiillen

Versandhllen fir Kataloge und Magazine mit Inhalt

Backformchen fur kleineres Backwerk, die mit dem Backwerk verkauft werden

Rollen, Roéhren und Zylinder, um die flexibles Material aufgespult ist (z.B. Kunststofffolie,
Aluminium, Papier), ausgenommen Rollen, R6hren und Zylinder, die Teile einer Produktionsanlage
sind und nicht zur Aufmachung eines Produkts als Verkaufseinheit verwendet werden

Blumentopfe, die nur fir den Verkauf und den Transport von Pflanzen bestimmt sind und in denen
die Pflanze nicht wéhrend ihrer Lebenszeit verbleiben soll

Glasflaschen fir Injektionsldsungen

CD-Spindeln (die mit CDs verkauft werden und nicht zur Lagerung verwendet werden sollen)
Kleiderbugel (die mit einem Kleidungsstlick verkauft werden)

Streichholzschachteln

Sterilbarrieresysteme (Beutel, Trays und Materialien, die zur Erhaltung der Sterilitat des Produkts
erforderlich sind)

Getrankesystemkapseln (zB Kaffee, Kakao, Milch), die nach Gebrauch leer sind
Wiederbefillbare Stahlflaschen fir verschiedene Arten von Gasen, ausgenommen Feuerldscher

Gegensténde, die nicht als Verpackungen gelten

Blumentopfe, in denen die Pflanze wéhrend ihrer Lebenszeit verbleibt
Werkzeugkésten

Teebeutel

Wachsschichten um Kase

Wursthaute

Kleiderbugel (die getrennt verkauft werden)

Getrankesystemkapseln, Kaffee-Folienbeutel und Kaffeepads aus Filterpapier, die zusammen mit
dem verwendeten Kaffeeprodukt entsorgt werden

Tonerkartuschen

CD-, DVD- und Videohillen (die zusammen mit einer CD, DVD oder einem Video verkauft
werden)

CD-Spindeln (die leer verkauft werden und zur Lagerung verwendet werden sollen)
Beutel aus wasserloslicher Folie fiir Geschirrspllmittel
Grablichter (Behélter fur Kerzen)

Mechanisches Mahlwerk (integriert in einem wiederbeflllbaren Behéltnis, zB wiederbefullbare
Pfeffermihle)

Gegenstande, die dafir konzipiert und bestimmt sind, in der Verkaufsstelle befllt zu werden, und
,Einwegartikel”, die in befiilltem Zustand abgegeben werden oder dafiir konzipiert und bestimmt
sind, in der Verkaufsstelle befiillt zu werden, gelten als Verpackungen, sofern sie eine
Verpackungsfunktion erfiillen.

Beispiele fir dieses Kriterium
Gegensténde, die als VVerpackungen gelten
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—  Tragetaschen aus Papier oder Kunststoff

—  Einwegteller und -tassen

—  Frischhaltefolie

—  Frihstiicksbeutel

—  Aluminiumfolie

—  Kunststofffolie fiir gereinigte Kleidung in Waschereien

Gegenstéande, die nicht als Verpackungen gelten

—  Ruihrgerét

—  Einwegbestecke

—  Einpack- und Geschenkpapier (das getrennt verkauft wird)

—  Papierbackformen fir groReres Backwerk (die leer verkauft werden)

—  Backférmchen fur kleineres Backwerk, die ohne Backwerk verkauft werden

3. Verpackungskomponenten und Zusatzelemente, die in eine Verpackung integriert sind, gelten als
Teil der Verpackung, in die sie integriert sind. Zusatzelemente, die unmittelbar an einem Produkt
héngen oder befestigt sind und eine Verpackungsfunktion erflllen, gelten als Verpackungen, es sei
denn, sie sind integraler Teil des Produkts und alle Komponenten sind fiir den gemeinsamen
Verbrauch oder die gemeinsame Entsorgung bestimmt.

Beispiele fur dieses Kriterium
Gegensténde, die als Verpackungen gelten
—  Etiketten, die unmittelbar am Produkt hdngen oder befestigt sind

Gegenstande, die als Teil der Verpackung gelten

—  Wimperntuschebirste als Bestandteil des Packungsverschlusses

—  Aufkleber, die an einem anderen Verpackungsobjekt befestigt sind

—  Heftklammern

—  Kunststoffumhillung

—  Dosierhilfe als Bestandteil des Verpackungsverschlusses von Waschmitteln

—  Mechanisches Mahlwerk (integriert in einem nicht wiederbefiillbaren Behaltnis, z.B. mit Pfeffer
gefiillte Pfeffermihle)

Gegensténde, die nicht als Verpackungen gelten
—  RFID-Tags fur die Funkfrequenzkennzeichnung

Anhang 3

Meldungen betreffend gewerbliche Verpackungen von Herstellern, Importeuren,
Abpackern, Vertreibern, Letztvertreibern, GroRanfallstellen und Eigenimporteuren

Allgemeines

Die Massen sind packstoffspezifisch nachvollziehbar zu erheben und unter Angabe der Masse in kg
aufzuzeichnen.

Die Meldungen sind jeweils jahrlich unter Angabe des Meldezeitraumes (Kalenderjahr) abzugeben.

In sémtlichen Meldungen sind nur jene Verpackungen anzugeben, fiir die nicht an einem Sammel- und
Verwertungssystem teilgenommen wird.

Fur alle Tabellen gilt, dass die unterlegten Stellen je nach Bedarf zu wiederholen sind.
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1. Meldung fir Hersteller, Importeure, Abpacker und Vertreiber von gewerblichen Verpackungen
(Selbsterftller)

Es besteht eine Meldepflicht gemaR § 10 Abs. 2 und 5.

Hier einzutragen ist die im vorangegangenen Kalenderjahr in Verkehr gesetzte (an andere Rechtspersonen
ibergebene) Masse an Verpackungen gegliedert nach Packstoffen.

Einzutragen ist weiters die zurlickgenommene oder von Kunden zuriickgelassene (erfasste) Masse an
Verpackungen (nicht eingerechnet werden darf jene Verpackungsmasse, die von Lieferanten stammt und
die vom Unternehmen selbst ausgepackt wurde und dadurch im Betrieb anfallt). Als erfasst gelten
Verpackungen auch, wenn eine nachfolgende Handelsstufe diese Verpackungen nach MaRgabe des § 3
Z 10 in Verbindung mit § 14 oder des § 3 Z 11 und 12 in Anlagen nach dem Stand der Technik verwertet
und dies dem im § 10 Abs. 2 genannten Verpflichteten schriftlich mitgeteilt wird.

Anzugeben ist der Prozentsatz der Rucklaufquote, der sich aus den Angaben der in Verkehr gesetzten
sowie der zuriickgenommenen Masse ergibt.

Beziiglich der Komplementarmengen muss innerhalb von drei Monaten nach Ablauf jedes Kalenderjahres
eine Teilnahme an einem dafir bestehenden Sammel- und Verwertungssystem erfolgen, das im
sachlichen und rdumlichen Zusammenhang zu den Anfallstellen Sammel- und Verwertungsleistungen
anbietet.

Einzutragen sind der oder die Ubernehmer (genauer Firmenwortlaut und Angabe, ob riicknahme-
pflichtiger Lieferant, Sammler oder Verwerter) der Massen an Verpackungen. Die diese Angaben
belegenden Unterlagen (die jeweiligen Verpackungsmassen gegliedert nach Packstoffen unter Angabe
des Ubernehmers; Lieferscheine, Ubernahmebestatigungen, Rechnungen etc.) sind im Betrieb sieben
Jahre aufzubewahren und der Behérde auf Verlangen vorzulegen.

Selbsterfullermeldung
Hersteller / Importeur / Abpacker / Vertreiber

GLN Name
Stralke Nr.
PLZ Ort Staat
Packstoff nicht lizenzierte in Verkehr zuriickgenommene errechnete
gesetzte (erfasste) Masse in kg | Rlcklaufquote
Verpackungsmasse in kg in Prozent

Papier, Karton, Pappe,
Wellpappe
Glas
Keramik
Metalle
Kunststoffe
Textile Faserstoffe
Getrankeverbundkarton
Sonstige Materialverbunde
Holz
Sonstige Verpackungen, insb. auf
biologischer Basis
Summe
Verwertungsmassen
Ubernehmer Packstoff kg
GLN Name
Rolle* StralRe Nr.
* Sammler, Verwerter oder Riicknahmepflichtiger PLZ Ort Staat
Ubernehmer Packstoff kg
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GLN Name

Rolle* Strale Nr.

* Sammler, Verwerter oder Riicknahmepflichtiger |PLZ Ort Staat

Ubernehmer Packstoff kg
GLN Name

Rolle* Strale Nr.

* Sammler, Verwerter oder Riicknahmepflichtiger PLZ Ort Staat

2. Meldung fur GroRanfallstellen
Es besteht eine Meldepflicht gemaR § 15 Abs. 3.

Als Summe einzutragen sind jene Massen an Verpackungen, die aus Lieferungen inléndischer Lieferanten
stammen und die auf eigene Verantwortung und Rechnung einer Verwertung tibergeben werden.

Hinweis:

Fur die importierten Verpackungen, die im Unternehmen anfallen, ist eine gesonderte Meldung als
Eigenimporteur abzugeben.

Fur jene Verpackungen, die aufgrund der Ricknahmepflicht zurtickgenommen wurden, ist eine Meldung
als Selbsterfuller abzugeben.

Einzutragen sind der oder die Ubernehmer (genauer Firmenwortlaut und Angabe der Rolle, ob Sammler
oder Verwerter) sowie die Massen an Verpackungen. Die diese Angaben belegenden Unterlagen (die
jeweiligen Verpackungsmassen gegliedert nach Packstoffen unter Angabe des Ubernehmers;
Lieferscheine, Ubernahmebestatigungen, Rechnungen etc.) sind im Betrieb sieben Jahre aufzubewahren
und der Behorde auf Verlangen vorzulegen oder zu bermitteln.

GroRanfallstellen Verwertungsnachweis
Betreiber der GroRRanfallstelle

GLN Name
Stralle Nr.
PLZ Ort Staat
Packstoff angefallene Masse in kg
Papier, Karton, Pappe, Wellpappe
Glas
Keramik
Metalle
Kunststoffe

Textile Faserstoffe
Getrankeverbundkarton
Sonstige Materialverbunde

Holz

Sonstige Verpackungen, insh. auf biologischer Basis

Summe

Verwertungsmassen

Ubernehmer Packstoff kg
GLN Name

Rolle* Stralle Nr.

* Sammler oder Verwerter PLZ \Ort Staat
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Ubernehmer Packstoff ‘ kg
GLN Name

Rolle* Stralle Nr.

~ Samurlerioder Verwert: PLZ |ort Staat
Ubernehmer Packstoff kg
GLN Name

Rolle* StralRe Nr.

* Sammler oder Verwerter PLZ Ort Staat

3. Meldung fiir Eigenimporteure betreffend Verpackungen
Es bestehen Meldepflichten gemaR § 17 Abs. 1 Z 1 lit. d.

Einzutragen ist jene Verpackungsmasse an Verpackungen, die von selbst importierten Produkten stammt.
Diese resultiert aus dem Ge- oder Verbrauch dieser Produkte oder aus dem Umstand, dass
Verpackungsanteile dieser Produkte vom Unternehmen selbst ausgepackt werden. (Nicht anzugeben ist
jene Masse, fur die eine Teilnahme an einem Sammel- und Verwertungssystem erfolgt und die einem im
Auftrag eines Systems tatigen Sammler oder Verwerter Ubergeben wird.)

Einzutragen sind der oder die Ubernehmer (genauer Firmenwortlaut und Angabe der Rolle, ob Sammler
oder Verwerter) der Massen an Verpackungen. Hinweis: Die diese Angaben belegenden Unterlagen (die
jeweiligen Verpackungsmassen gegliedert nach Packstoffen unter Angabe des Ubernehmers;
Lieferscheine, Ubernahmebestatigungen, Rechnungen etc.) sind im Betrieb sieben Jahre aufzubewahren
und der Behorde auf Verlangen vorzulegen oder zu Gbermitteln.

Eigenimporteure Verwertungsmassennachweis

Eigenimporteur

GLN Name

StralRe Nr.

PLZ Ort Staat

Packstoff nicht entpflichtete importierte Masse in kg

Papier, Karton, Pappe, Wellpappe
Glas
Keramik
Metalle
Kunststoffe
Textile Faserstoffe
Getrankeverbundkarton
Sonstige Materialverbunde
Holz
Sonstige Verpackungen, insb. auf biologischer
Basis
Summe
Verwertungsmassen
Ubernehmer Packstoff kg
GLN Name
Rolle* Stralle Nr.
* Sammler oder Verwerter PLZ Ort Staat
Ubernehmer Packstoff kg
GLN Name
Rolle* StralRe Nr.
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* Sammler oder Verwerter PLZ Ort Staat

Ubernehmer Packstoff kg
GLN Name

Rolle* Strale Nr.

* Sammler oder Verwerter PLZ Ort Staat

4. Meldung fir Lieferanten an GroRanfallstellen

Es hat eine Darstellung der an GroRanfallstellen gelieferten Verpackungen gemaR § 10 Abs. 1 letzter Satz

zu erfolgen.

Soweit nicht eine Teilnahme an einem Sammel- und Verwertungssystem erfolgt, ist in dieser Tabelle die
insgesamt an Grollanfallstellen gelieferte Masse an Verpackungen gegliedert nach Packstoffen sowie
gegliedert nach GroRRanfallstelle anzugeben.

Meldung der Lieferanten an Grof3anfallstellen

Lieferant der GroRanfallstelle
GLN

Name
Strae Nr.
PLZ Ort Staat

Packstoff

gesamte an GroRRanfallstellen gelieferte Masse in kg

Papier, Karton, Pappe, Wellpappe

Glas

Keramik

Metalle

Kunststoffe

Textile Faserstoffe

Getrankeverbundkarton

Sonstige Materialverbunde

Holz

Sonstige Verpackungen, insb. auf biologischer Basis

Summe
Gelieferte Masse je Groflanfallstelle
Grolanfallstelle Packstoff kg
GLN Name

Stralie Nr.

PLZ Ort Staat
Grolanfallstelle Packstoff kg
GLN Name

Stralie Nr.

PLZ Ort Staat
GrolRanfallstelle Packstoff kg
GLN Name

Stralie Nr.

PLZ Ort Staat
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Anhang 4

Berechnung der Marktanteile der Sammel- und Verwertungssysteme fir
Haushaltsverpackungen und fur gewerbliche Verpackungen

1. Marktanteil fir Kalendermonat

Der Marktanteil ist getrennt fur jedes Sammel- und Verwertungssystem je Kalendermonat zu ermitteln
und jeweils bis spatestens eine Woche nach Ablauf der Meldefrist gemaR § 29b Abs. 3 und § 29d Abs. 2
und 3 AWG 2002 festzusetzen.

Fur die Berechnung des Monatsmarktanteils sind die von den Teilnehmern eines Sammel- und
Verwertungssystems als in Osterreich in Verkehr gesetzten oder zum Eigengebrauch importierten und
von diesem Sammel- und Verwertungssystem gemeldeten Massen je Sammelkategorie heranzuziehen.
Bei Sammel- und Verwertungssystem fiir gewerbliche Verpackungen sind die gemaR § 29d Abs. 3 AWG
2002 gemeldeten Massen von den gemeldeten Teilnahmemassen vor der Berechnung des monatlichen
Marktanteils abzuziehen.

Fir die beiden Kalendermonate, die einer Aufnahme der Téatigkeit eines Sammel- und
Verwertungssystems  folgen, sind die jeweils gemeldeten geplanten Teilnahmemassen je
Sammelkategorie heranzuziehen.

Fur den Fall, dass ein Sammel- und Verwertungssystem seinen Betrieb beendet, sind die von den
Teilnehmern dieses Systems in Verkehr gesetzten Massen an Verpackungen der der Beendigung zwei
vorangehenden Monate nicht mehr in die Berechnung der Marktanteile der verbleibenden Sammel- und
Verwertungssysteme der der Beendigung folgenden Monate einzurechnen.

Im Fall einer Insolvenz eines Sammel- und Verwertungssystems hat der Bundesminister fur Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unverzlglich eine Neuberechnung der Marktanteile der
verbleibenden Sammel- und Verwertungssysteme vorzunehmen.

Die Marktanteile sind vom Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
je Kalendermonat im Register gemai § 22 AWG 2002 zu verdffentlichen.

2. Jahresmarktanteil

Der Jahresmarktanteil ist getrennt fur jedes Sammel- und Verwertungssystem auf Basis der gemeldeten
Gesamtmassen je Kalenderjahr und je Sammelkategorie jeweils bis 15. April jedes Kalenderjahres fur das
vorangegangene Kalenderjahr zu ermitteln.

Fur die Berechnung des Jahresmarktanteils sind die gemal § 9 Abs. 6 Z 3 und § 13 Abs. 6 Z 4 von den
Sammel- und Verwertungssystemen gemeldeten Massen an Haushaltsverpackungen bzw. an
gewerblichen Verpackungen heranzuziehen.

3. Berechnung der Marktanteile nach Z 1 und Z 2
Der Marktanteil einer Sammelkategorie eines Sammel- und Verwertungssystems errechnet sich wie folgt:

Der Marktanteil eines Sammel- und Verwertungssystems (MAsg) ist die vom Sammel- und
Verwertungssystem (von dessen Teilnehmenden) gemeldete Masse je Sammelkategorie (Ms) — die sich
aus der Summe der gemeldeten Massen der jeweiligen Tarifkategorien ergibt — geteilt durch die
Gesamtmasse aller von allen Sammel- und Verwertungssystemen gemeldeten Massen dieser
Sammelkategorie (Mgesamy) in Prozent:

MAg in % = 100 X Ms/Mgesamt

Der Marktanteil einer Sammelkategorie d&ndert sich infolge der Meldungen der jeweiligen
Verpackungsmassen.

Bei Sammel- und Verwertungssystemen fir gewerbliche Verpackungen sind fur den monatlichen
Marktanteil die geméaB 8§ 29d Abs. 3 AWG 2002 gemeldeten Massen (M, bzw M, gesam) VON den
gemeldeten Teilnahmemassen vor der Berechnung abzuziehen.

In diesem Fall gilt folgende Formel:

MAgs in % = 100 x (MS'Ma)/(Mgesamt'Ma gesamt)
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Im Fall, dass ein Sammel- und Verwertungssystem trotz Mahnung durch die Aufsichtshehdrde keine
rechtzeitige monatliche Meldung der Teilnahmemassen abgibt, wird automatisch der Durchschnitt der
gemeldeten Massen der letzten zw6lf Monate zur Berechnung herangezogen. Allfallige Differenzen zur
tatsachlichen Masse sind bei der nachstfolgenden Meldung des betroffenen Sammel- und

Verwertungssystems zu beriicksichtigen.

Der Marktanteil wird jeweils auf zwei Kommastellen errechnet.

1. Sammel- und Tarifkategorien fir Haushaltsverpackungen

Anhang 5

Sammelkategorien

Tarifkategorien

Papier Papier Haushalt

Glas Glas Haushalt
Eisenmetall Haushalt

Metall

Aluminium Haushalt

Leichtverpackungen

Kunststoff Haushalt

Getrankeverbundkarton Haushalt

Sonstige Materialverbunde Haushalt

Keramik Haushalt

Holz Haushalt

Textile Faserstoffe Haushalt

Biogene Packstoffe Haushalt

2. Sammel- und Tarifkategorien flir gewerbliche Verpackungen

Sammelkategorien

Tarifkategorien

Papier Papier gewerblich
Glas Glas gewerblich
Eisenmetalle gewerblich
Metalle . .
Aluminium gewerblich
Folien gewerblich, einschlieBlich
Kunststoffe Umreifungsbénder und Klebeb&nder
Hohlkdrper gewerblich
EPS EPS gewerblich

Getréankeverbundkarton

Getrénkeverbundkarton gewerblich

Sonstige Materialverbunde

Sonstige Materialverbunde gewerblich

Keramik Keramik gewerblich
Holz Holz gewerblich
Textilien Textile Faserstoffe gewerblich

Biogene Packstoffe

Biogene Packstoffe gewerblich

www.ris.bka.gv.at

Seite 24 von 24



	1. Abschnitt
	Allgemeines

	2. Abschnitt
	Pflichten für Haushaltsverpackungen

	3. Abschnitt
	Pflichten für gewerbliche Verpackungen

	4. Abschnitt
	5. Abschnitt
	Einweggeschirr und -besteck

	6. Abschnitt
	Bestimmungen betreffend Letztverbraucher

	7. Abschnitt
	Schlussbestimmungen

	Anhang 1
	Anforderungen an Verpackungen
	1. Anforderungen an die Herstellung und Zusammensetzung von Verpackungen
	2. Anforderungen an die Wiederverwendbarkeit von Verpackungen
	3. Anforderungen an die Verwertbarkeit von Verpackungen
	4. Kennzeichnung

	Anhang 2
	Beispiele für Verpackungen gemäß § 3 Z 1
	Anhang 3
	Meldungen betreffend gewerbliche Verpackungen von Herstellern, Importeuren, Abpackern, Vertreibern, Letztvertreibern, Großanfallstellen und Eigenimporteuren
	Allgemeines
	1. Meldung für Hersteller, Importeure, Abpacker und Vertreiber von gewerblichen Verpackungen (Selbsterfüller)
	2. Meldung für Großanfallstellen
	3. Meldung für Eigenimporteure betreffend Verpackungen
	4. Meldung für Lieferanten an Großanfallstellen

	Anhang 4
	Berechnung der Marktanteile der Sammel- und Verwertungssysteme für Haushaltsverpackungen und für gewerbliche Verpackungen
	1. Marktanteil für Kalendermonat
	2. Jahresmarktanteil
	3. Berechnung der Marktanteile nach Z 1 und Z 2

	Anhang 5
	1. Sammel- und Tarifkategorien für Haushaltsverpackungen
	2. Sammel- und Tarifkategorien für gewerbliche Verpackungen

